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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für
gezielte Sanktionen bei schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch
hochrangige Politiker und Politikerinnen. Die APK-NR hatte der Initiative im Vorfeld
der Session mit 13 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge gegeben.
Kommissionssprecher und Initiant Fabian Molina argumentierte, dass die Sanktionen
der europäischen Länder in Reaktion auf den russischen Angriff auf die Ukraine
Wirkung gezeigt hätten. Sanktionen seien das einzige Mittel zwischen Krieg und Frieden,
um «Regelbrecher zur Raison zu bringen». Um die Zivilbevölkerung dadurch aber nicht
zu schädigen, müsse man «smart sanctions» nutzen, die gezielt die Verantwortlichen
von Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen strafen. Die Schweiz tue sich
generell schwer mit der Übernahme von Sanktionen, es fehle aber auch die rechtliche
Grundlage für eigenständige Sanktionen, erläuterte Molina. Molina bezeichnete den
Umstand, dass die Schweiz UNO-Sanktionen und Massnahmen der OSZE und der EU
übernehmen müsse als «nicht neutral und noch weniger souverän». Die APK-NR habe
daher auch bei der Revision des Embargogesetzes einen Artikel vorgeschlagen, der es
dem Bundesrat bei Menschenrechtsverletzungen erlauben soll, eigenständige
Sanktionen gegen Personen oder Entitäten anzuordnen. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
kritisierte Molina dafür, dass er die Forderung seiner parlamentarischen Initiative
bereits im Embargogesetz eingebracht habe und somit dem Rat zweimal das gleiche
Anliegen vorlege und forderte den Rückzug der Initiative. Fabian Molina erklärte, dass
dies gemäss Parlamentsrecht nicht möglich sei, weil sie bereits in der Kommission
beraten worden war, er wolle aber insbesondere auch im Hinblick auf die Beratung im
Ständerat an der Initiative festhalten. Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE)
forderte die Ablehnung der Initiative, einerseits weil der Begriff
«Menschenrechtsverbrechen» eine Verurteilung nach eingehender Untersuchung
voraussetzen würde, andererseits weil die Schweiz dadurch zur aktiven Akteurin im
Sanktionsbereich und somit zu einer an internationalen Konflikten beteiligten Partei
werden würde. Nidegger befürchtete auch, dass der Rechtsstaat geschwächt werden
könnte und die Schweiz im Ausmass der Sanktionen sogar weiter gehen könnte, als die
UNO und die wichtigsten Handelspartner. Der Minderheitsführer argumentierte in der
Ratsdebatte, dass nur Staaten als Völkerrechtssubjekte das Völkerrecht verletzen
könnten und daher auch nur Staaten Gegenstand von Sanktionen sein könnten. Der
Nationalrat gab der Initiative schliesslich mit 104 zu 74 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Folge. Die SVP-Fraktion, sowie die FDP.Liberale-Fraktion stimmten fast geschlossen
dagegen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2022
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Die WAK-SR verlangte im Mai 2020 mittels einer parlamentarischen Initiative die
Bildung einer ständigen parlamentarischen OECD-Delegation. Entwicklungen
innerhalb der OECD seien für die Schweiz von grosser Bedeutung, so die Kommission.
Da es sich bei den Empfehlungen der OECD um «soft law» handle, sei die
Mitwirkungsmöglichkeit des Parlaments bei der innerstaatlichen Umsetzung dieser
Empfehlungen oftmals marginal. Anders als bei den meisten internationalen
Organisationen verfüge die OECD nicht über ein formelles parlamentarisches Gremium.
Daher habe die Bundesversammlung in der Vergangenheit nur ad-hoc-Delegationen an
vereinzelte parlamentarische Versammlungen entsenden können. Eine ständige
Delegation könne sich frühzeitig mit OECD-spezifischen Thematiken befassen und im
Fall unerwarteter internationaler Entwicklungen ihre Expertise rasch in den
Sachbereichskommissionen des Parlaments einbringen, argumentierte die Kommission.
Die besagte Delegation solle sich gemäss Vorschlag aus maximal acht Ratsmitgliedern
zusammensetzen, wobei National- und Ständerat je die Hälfte der Mitglieder stellen
sollten. Man müsse dabei die Stärke der Fraktionen angemessen berücksichtigen und
auch eine breite Vertretung der Sachbereichskommissionen anstreben, ergänzte die
WAK-SR. 
Ihre Schwesterkommission, die WAK-NR, behandelte den Vorschlag im Juni 2020. Sie
beschloss jedoch, vor ihrer Entscheidung die APK-NR zu einer Stellungnahme
einzuladen. Da diese sich mit 17 zu 4 Stimmen deutlich für die Schaffung einer solchen
Delegation aussprach, gab die WAK-NR der Initiative im Januar 2021 schliesslich Folge. 
Im Mai desselben Jahres nahm der Bundesrat zum Bericht der WAK-SR Stellung und
beantragte die Annahme der Initiative. Der Bundesrat war der Ansicht, dass eine
ständige Delegation einen Mehrwert gegenüber der gegenwärtigen Situation biete, da
damit ein besseres Verständnis für technische Fragen und eine gewisse personelle
Kontinuität erreicht werden könnten. Zudem würde man damit die Einbindung des
Parlaments im Bereich des soft law verbessern, wie es der Bundesrat in seiner Antwort
auf das Postulat der APK-SR (Po. 18.4104) bereits in Aussicht gestellt hatte. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.2021
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 befasste sich der Ständerat mit der parlamentarischen
Initiative der WAK-SR, welche die Einsetzung einer ständigen parlamentarischen
OECD-Delegation forderte. Ständerat Levrat (sp, FR) empfahl im Namen der WAK-SR,
welche den Entschluss einstimmig gefasst hatte, die Annahme der Änderung der
entsprechenden Verordnung der Bundesversammlung. Der Ständerat folgte dem Antrag
seiner Kommission und nahm den Entwurf mit 37 zu 5 Stimmen klar an. Die
Gegenstimmen stammten von vier SVP-Parlamentariern sowie vom parteilosen Thomas
Minder (parteilos, SH). 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat über die Einsetzung einer ständigen
parlamentarischen OECD-Delegation im Rahmen der Verordnung der
Bundesversammlung über die Pflege der internationalen Beziehungen des Parlamentes.
Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) beantragte, nicht auf die parlamentarische Initiative
der WAK-SR einzutreten. Nationalrat Aeschi argumentierte, dass die OECD ein
parlamentarisches Netzwerk unterhalte, welches aber kein Parlament sei und damit
keine Entscheidungsbefugnisse besitze. Da es sich nur um ein Informationsgremium
handle, lehne die SVP-Fraktion das Anliegen unter anderem aus Kostengründen ab.
WAK-Kommissionssprecherin Gigon (gp, VD) sah den Moment gekommen, um die
Verbindungen zur OECD zu stärken, damit die Schweiz sich «ernsthaft» an den
laufenden Steuerreformen und der Bewältigung künftiger Herausforderungen beteiligen
könne. SP-Fraktionssprecher Bendahan (sp, VD) sah in der Vorlage keinen einzigen
Nachteil. Unabhängig davon, ob man prinzipiell für oder gegen die OECD sei, führe die
ständige Vertretung unweigerlich zu einer verbesserten Vertretung der Schweizer
Interessen, argumentierte er. Den kritischen Stimmen, die sich an den Kosten einer
solchen Delegation störten, entgegnete er, dass der Schweiz auch Kosten erwachsen
würden, wenn sie nicht am OECD-Entscheidfindungsprozess teilnehme, die dadurch
gefällten Beschlüsse aber dennoch umsetzen müsse. Markus Ritter (mitte, SG)
unterstützte die Initiative im Namen der Mitte-Fraktion und betonte die Bedeutung der
dadurch geschaffenen personellen Kontinuität. Dies sei angesichts der anspruchsvollen
Aufgaben in den Gremien angemessen. Eine Minderheit der Fraktion stimme gegen die
Vorlage, weil man durchaus an der Wirksamkeit der parlamentarischen Versammlung
zweifeln könne, erklärte FDP-Sprecher Lüscher (fdp, GE). Trotzdem empfahl die FDP die
Annahme der Vorlage, nicht zuletzt weil man damit eine symbolische Geste zugunsten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN
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der zuletzt als geschwächt dargestellten internationalen Beziehungen der Schweiz
machen könne. Zudem lehne die FDP die Politik des leeren Stuhls ab und sei der
Ansicht, dass man Soft Law am besten an der Quelle beeinflussen müsse, weil man sich
bei einer Nicht-Teilnahme nicht über die Ergebnisse beschweren könne. Der
Nichteintretensantrag Aeschi wurde in der Folge mit 121 zu 56 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den
Entwurf mit 120 zu 52 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ebenso deutlich gegen den
Widerstand der SVP-Fraktion und einer kleinen Minderheit der FDP.Liberalen an.  
Die Schlussabstimmungen boten keine Überraschungen mehr. Der Nationalrat sprach
sich mit 138 zu 58 Stimmen für die Verordnung aus, der Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen
(bei 1 Enthaltung). 5

1) AB NR, 2022, S. 909 ff.; Kommissionsbericht APK-NR vom 2.5.22
2) AB SR, 2022, S. 760 f.; Kommissionsbericht APK-SR vom 5.9.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.8.22
3) BBl, 2021 1210; BBl, 2021 999; Medienmitteilung WAK-NR vom 23.6.20; Medienmitteilung WAK-SR vom 20.5.20
4) AB SR, 2021, S. 431
5) AB NR, 2021, S. 2141; AB NR, 2021, S.1765 ff.; AB SR, 2021, S. 1089
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